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Deutlich mehr Geld, 
dann läuft der Laden

MOMENT MAL!
Sonntag ist der 
zentrale Zeitan-
ker in unserer 
Gesellschaft. Ge-
meinsam mit 
unseren Bünd-
nispartnern in 
der Allianz für 
den freien Sonn-
tag haben wir 
bundesweit in 
vielen Urteilen mit unserem Anwalt 
Dr. Friedrich Kühn den verfassungs-
mäßigen Schutz des freien Sonntags 
gestärkt. Obwohl einige Handelskon-
zerne mit ihrer sinnfreien Öffnungs-
wut an Sonntagen nun immer wieder 
scheitern, fordern sie unter dem Deck-
mantel, es müsse mehr Rechtsklarheit 
hergestellt werden, Änderungen am 
Grundgesetz.
Da tut es unserer Gesellschaft und den 
Beschäftigten im Handel gut, wenn 
ein weiteres Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichts den verfassungs-
mäßigen Schutz ausbaut und nun 
erstmalig auch alte, seit Jahren exi-
stierende rechtswidrige Verord-
nungen angreifbar macht. Als Gesell-
schaft können wir den Kämpferinnen 
und Kämpfern für den arbeitsfreien 
Sonntag nicht genug für ihr Engage-
ment danken. Sonntagsschutz ist Frei-
heitschutz!

H U B E R T  T H I E R M E Y E R 

(siehe auch Seite 4)

Fortsetzung auf Seite 2

I N H A LT
 ZARA GEHT ANDERS: Die derzei-
tige rücksichtslose Personalpolitik stößt 
auf Widerstand, Betriebsräte und Be-
schäftigte wehren sich Seite 2

 NEUES SONNTAGSURTEIL: ver.di 
und die Katholische Arbeitnehmerbe-
wegung (KAB) erstritten einen weiteren 
positiven Gerichtsentscheid Seite 4
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NR.1 18. JAHRGANG

MÄRZ 2019 Der Einzelhandel brummt, hat gute 
Erlöse und Gewinne. Zuletzt waren 

es über 20 Milliarden Euro Netto pro 
Jahr. »Deutscher Einzelhandel stark im 
Januar,« jubelt die Fachpresse über ein 
Umsatzplus von 3,3 Prozent. Auch der 
Groß und Außenhandel verdient un
term Strich gut. Von alllein kommt das 
nicht. Daran sind Millionen Menschen 
beteiligt, bei denen oft schon etliche 
Tage vor Monatsende das Geld knapp 
wird, denn fast alles wird teurer. 

Die regionalen ver.diTarifkommissio
nen, die schon ihre Forderungen für die 
Tarifrunden 2019 aufgestellt haben, 
machen dazu klare Ansagen: »Jetzt sind 
wir dran«, heißt es zum Beispiel in Ba
denWürttemberg und »Ohne uns kein 
Geschäft. Geld her!« in Hessen. Bei Mit
gliederbefragungen war zuvor eine 
überzeugend starke Ak tionsbereitschaft 
signalisiert worden. Das gilt auch für 
fast alle anderen Tarifgebiete.

Für den Einzel und Versandhandel Hes
sen fordert ver.di eine Erhöhung der Löh
ne und Gehälter um 1 Euro pro Stunde. 
Die Ausbildungsvergütungen sollen in 
Stufen von je 100 Euro auf 1.200 Euro 
im dritten Jahr erhöht werden. In Baden 
Württemberg, RheinlandPfalz und Nord
rheinWestfalen werden von den jewei

ligen Tarifkommissionen 6,5 Prozent 
mehr für alle, mindestens aber 163 
Euro als Ziele formuliert. Bei den Azubis 
wird ebenfalls ein Plus von 100 Euro 
angepeilt. Die von Kaufland 2017/2018 
bezahlte Aufstockung der ausgehan
delten Tarifanhebungen um 0,7 bzw. 
1,0 Prozent sowie um 50 Euro will sich 
die badenwürttembergische Tarifkom
mission tariflich absichern lassen. In 
allen vier Tarifgebieten wird zudem von 
den Arbeitgebern verlangt, die Allge
meinverbindlichkeit der Tarifverträge 
gemeinsam zu beantragen. 

Bald neue Streiks bei 
tarifflüchtigen Firmen

Für den Groß und Außenhan del lagen 
noch keine konkreten Zahlen vor, Ziel 
ist eine deutlich spürbare Steigerung 
der Realeinkommen (Seite 3).

Darauf hatten sich Ende Januar bei 
einer Tarifkonferenz auch die Delegier
ten aus den regionalen Tarifkommissi
onen des Einzelhandels geeinigt, die in 
Kassel ihre Forderungen koordinierten. 
Weitere Ergebnisse: Die Azubivergütun
gen sollen überproportional erhöht 
werden und der Kampf gegen die hohen 
Risiken für Erwerbs und Altersarmut 

im Handel steht erneut im Vordergrund. 
Dies wird voraussichtlich durch Streiks 
in tariflosen und tarifflüchtigen Betrie
ben wie Amazon, real, Galeria Kaufhof 
oder Karstadt Sports untermauert, de
ren Belegschaften auf viel Solidarität 
rechnen können. 

Bei Karstadt Warenhaus will die Ta
rifkommission 2019 deutlich mehr als 
die mit dem Arbeitgeber vereinbarte 
Mindesterhöhung von 1,25 Prozent 
erreichen. Nur dann könne man »spä
testens 2021« wieder auf das Niveau 
der Flächentarifverträge kommen, wie 
es im Zukunftstarifvertrag festgelegt ist. 
In Kassel empfahl die Konferenz allen 
regionalen Tarifkommissionen, die For
derung nach allgemeinverbindlichen 
Tarifverträgen zu stellen. »Das sehr 
sinnvolle Instrument der Allgemeinver
bindlichkeitserklärung muss durch 
Gesetzes änderungen wesentlich leich
ter realisierbar werden,« so ver.diBun
desvorstandsmitglied Stefanie Nutzen
berger. »Noch sind die Hürden viel zu 
hoch.« Dazu liegt ein wichtiger Antrag 
für die Bundesfachbereichskonferenz 
Handel vor, die in der letzten MärzWo
che statfindet. Das Votum der Delegier
ten wird an den ver.diBundeskongress 
im September weitergeleitet. AHA

Bereits Anfang Februar ha-
ben sich die Delegierten der 
ver.di-Frauenkonferenz im 
Handel in Berlin versammelt, 
um klar Position zu beziehen 
(siehe Foto und Bericht auf 
Seite 4). Die 5. ver.di-Bundes-
fachbereichskonferenz mit 
allen Delegierten aus dem 
Einzel- und Versandhandel 
sowie aus dem Groß- und 
Außenhandel wird sich in der 
letzten März-Woche in Bad 
Neuenahr treffen.
Dort fassen sie auch Be-
schlüsse für die kommenden 
vier Jahre. Zu den Schwer-
punkten wird der Kampf um 
existenzsichernde und durch 
Tarifverträge geschützte Ein-
kommen gehören. Ein Antrag, 
der zur Abstimmung stehen 
wird, betrifft die Allgemein-
verbindlichkeitserklärung 
der Tarifverträge im Handel: 
Diese soll durch Gesetzesän-
derungen leichter realisier-
bar werden, um Tarifflucht 
und der daraus resultie-
renden Erwerbs- und Alters-
armut wirksam begegnen zu 
können.

FOTO: CHRISTIAN VON 

 POLENTZ/TANSITFOTO.DE

Bei Galeria Kaufhof brennt die Luft, 
nachdem die Konzernleitung der 

neuen WarenhausHolding ein radikales 
Kürzungsprogramm für den angeschla
genen Unternehmensteil vorgelegt hat: 
Der inzwischen vollzogene Ausstieg aus 
dem Flächentarifvertrag und der Wech
sel in die OhneTarifMitgliedschaft der 
Arbeitgeberverbände sowie der ange
kündigte Abbau von rund 2.600 Vollzeit
stellen haben für Verunsicherung und 
Empörung gesorgt. Die Frage, wie es wei
ter geht, stellen sich aber viele Beschäf
tigte auch bei Karstadt, da bisher kein 
schlüssiges Gesamtkonzept des Arbeit

gebers für das von ihm beworbene 
»Warenhaus der Zukunft« vorliegt. 

Wo bleibt das nachhaltige
Zukunftskonzept?

Überzeugende Antworten blieb das 
Management bei einer außerordent
lichen KaufhofBetriebsräteversamm
lung schuldig, an der in Willingen rund 
250 Kolleginnen und Kollegen teilnah
men. Die Stimmung war entsprechend 
aufgeladen und sehr kämpferisch. Deut
lich wurde, dass die bei Karstadt in den 
vergangenen Jahren durchgezogenen 

Maßnahmen – Kürzungen, Personalab
bau, Funktionstrennung in Verkauf und 
Verräumung, reduzierte Sortimente – 
einfach auf Galeria Kaufhof übertragen 
werden sollen. Dies stieß auch bei vie
len der insgesamt 96 Betriebsversamm
lungen in ganz Deutschland, die eben
falls Ende Februar stattfanden, auf 
Ablehnung. 

Nach der Betriebsrätekonferenz in 
Willingen hat GBRVorsitzender Peter 
Zysik ein »nachhaltiges Zukunftskon
zept« angemahnt. »Die KarstadtSanie
rung ist keine Blaupause für Galeria 

Tarifflucht rückgängig machen!

Aktion in München während der Tarifrunde 2017 FOTO: THIERMEYER

U N R U H E  U N D  E M P Ö R U N G  I N  D E R  N E U E N  W A R E N H A U S - H O L D I N G
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M issachtung von Mitbestimmungs
rechten sowie Filialschließungen 

ohne das Angebot akzeptabler Ersatz
arbeitsplätze kennzeichnen aktuell be
sonders stark die Personalführung bei 
der Textilkette Zara, die zum spanischen 
InditexKonzern gehört. 

Einen ebenfalls heftig kritisierten As
pekt dieser Politik muss das Unterneh
men nach einem Münche
ner Gerichtsentscheid vom 
Februar jedoch umgehend 
ändern: Zara wurde in 
einem Beschlussverfahren 
dazu verpflichtet, mit Be
triebsratsmitgliedern und 
mit nicht leitenden Ange
stellten in keiner anderen 
als der deutschen Sprache 
zu kommunizieren. Auch 
die Mitarbeiterversammlungen (»Nip
pons«) müssen auf deutsch abgehalten 
werden.

Hintergrund des Konflikts: Betriebs
räte und ver.diAktive hatten mit Un
terstützung der Rechtsanwältin Nihal 
Ulusan aus München Klage eingereicht, 
weil Meetings und Schulungen aufgrund 

mangelnder Sprachkenntnisse der Füh
rungskräfte nur noch auf englisch ab
gehalten wurden. Auf dem gewerk
schaftlichen InfoBlog – verdizara.
blogspot.com – wird der Verdacht ge

äußert, dass der Ar
beitgeber Führungs
positionen bei Zara 
gezielt mit Kandi
dat*innen aus Ost 
und Südeuropa be
setzt, die sich mit dem 
Betriebsverfassungs
gesetz überhaupt 
nicht auskennen und 
besonders abhängig 

von der ZaraZentrale sind. Grundsätz
lich wird die Einstellung neuer Kolleg*in
nen, die anfangs noch schlechte Sprach
kenntnisse haben und schnell dazuler
nen wollen, von den ver.diAktiven 
begrüßt. Sie wollen eine nachhaltige 
und menschliche Personalpolitik durch
setzen.

Orhan Akman, der seit Mitte Februar 
die ver.diBundesfachgruppe Einzelhan
del leitet, fordert von der Unternehmens
leitung, die sich häufenden Filialschlie
ßungen umgehend zu beenden und die 
Mitbestimmungsrechte zu respektieren: 
»Zara braucht ein zukunftsfähiges 
Standortkonzept, das gemeinsam mit 
den Kolleginnen und Kollegen entwi
ckelt werden muss. Die Beschäftigten 
brauchen Arbeitsplatzgarantien!«

Beschäftigte brauchen 
Arbeitsplatzgarantien

Das rücksichtslose Vorgehen im Zusam
menhang mit Filialschließungen, bei 
denen die Betriebsräte bzw. der Ge
samtbetriebsrat nicht angehört und 
zum Teil völlig übergangen werden, 
geriet auch 2018 wieder verstärkt in 
den Fokus. Ende letzten Jahres wurde 
bekannt, dass Zara seine Filiale im »Mar
morhaus« am Berliner Kurfürstendamm 

zum 31. März 2019 schließen wird. 
Lediglich sechs von 73 teils langjährigen 
Mitarbeiter*innen wurde eine Stelle in 
einem der umliegenden Stores ange
boten, während dort per Ausschreibung 
zeitgleich viel mehr Personal gesucht 
wurde. Und es gibt noch weitere Bei
spiele für die verfehlte Personalpolitik 
des Unternehmens: So die Filialen Köln
Ehrenstraße sowie Viernheim in Hessen, 
wo dem Betriebsrat noch dazu eine 
Schulung zum Thema Sozialplan/Inte
ressenausgleich verweigert wird, und 
Leipzig 2.

Die beiden letzgenannten ZaraStand
orte sollen im Juli 2019 geschlossen 
werden. Doch jeweils eine Woche vor 
der Hiobsbotschaft hatte der Personal
chef behauptet, von einer Filialschlie
ßung nichts zu wissen. 

In der Münchener Kaufingerstraße, die 
Ende Februar 2018 dichtmachte, wur
de der überwiegende Teil der über 100 
Beschäftigten ebenfalls gekündigt und 
nicht auf andere Häuser verteilt. Für 
dieses Jahr sind weitere Schließungen 
in der bayrischen Landeshauptstadt und 
neue Konflikte zu erwarten. A H A

V iele ver.diAktive und Betriebsräte 
bei der SBWarenhauskette real su

chen verstärkt den Kontakt zu Politikern 
und Politikerinnen. Sie werben um Unter
stützung für ihr Anliegen, dass der Mut
terkonzern Metro AG beim Verkauf des 
Unternehmens seiner sozialen Verant
wortung gerecht wird. Das heißt in erster 
Linie: real darf nicht zerschlagen werden 
und muss mit korrekten tariflichen Be
dingungen weitergeführt werden. 

In NordrheinWestfalen machten die 
realBetriebsräte aus Bocholt und Rhe
de im Gespräch mit der SPDBundes
tagsabgeordneten Ursula Schulte kürz
lich deutlich, dass die Sorge in den 
Belegschaften sehr groß ist. Viele frag
ten sich, ob ein seriöser Käufer gefun
den wird, der das Unternehmen erfolg
reich mit den Beschäftigten weiterführt 
oder sich die »Heuschrecken« durch
setzen, die lediglich auf Profit aus sind. 
Die Kolleginnen und Kollegen thema
tisierten darüber hinaus die Notwen
digkeit allgemeinverbindlicher Tarifver
träge.

Solidarität aus der SPDBundestagsfrak
tion erfuhren auch Betriebsratsmit
glieder aus Oespel und Eving, die sich 
mit der Dortmunder Abgeordneten 
Sabine Poschmann trafen. »Von einem 
Käufer der realEinzelhandelskette er
warte ich, dass der ver.diTarifvertrag 
für alle Beschäftigten dauerhaft ange
wandt wird«, erklärte sie. Betriebsräte 
aus den Häusern CastropRauxel, Dort
mundOespel und Mülheim, das Ende 
2019 geschlossen werden soll, trafen 
bereits im Dezember den NRWLand
tagsabgeordneten Volkan Baran. Sehr 
viel Unterstützung für die realBe
schäftigten kommt auch von der Partei 
Die Linke.

Klare Forderungen
an die Metro-Aktionäre

Unterstützt von anderen ver.diMitglie
dern haben mehrere realBeschäftigte 
am 15. Februar eine Aktion zur Metro
Hauptversammlung in Düsseldorf ver
anstaltet. Mit Masken von MetroChef 

Olaf Koch begrüßten sie die ankom
menden Aktionäre: Der weiter ange
wendete DHV Tarifvertrag mit durch
schnittlich 24 % nie drigeren Entgelten 
sei ein anhal tender Skandal. Zudem 
erwarten die Kolleginnen und Kollegen, 
dass sie in einem gemeinsamen Unter
nehmen verbleiben und nicht zerschla
gen werden. 

Im Verkaufsprozess, der bis Mai/Juni 
abgeschlossen sein soll, gibt es nach 
Aussage von Koch »mehr als eine Hand
voll Interessenten«. Alarmierend ist, dass 
sich unter ihnen Finanzinvestoren wie 
Morgan Stanley, Cerberus und Alteri 
sowie Immobilienentwickler befinden 
die »eher für eine Zerschlagung« stehen, 
wie das Fachblatt »LebensmittelZei

tung« schreibt. Interesse an einzelnen 
Märkten soll es auch bei Edeka und 
Globus geben. ver.di hat sich von Anfang 
zusammen mit den Betriebsräten vehe
ment gegen jede Zerschlagung, Aus
gliederung und Rosinenpickerei ausge
sprochen. 

Die SchwarzGruppe, zu der Lidl und 
Kaufland gehören, hat Ende Februar 
offiziell bestätigt, etwa 100 Filialen 
übernehmen zu wollen. »Wir haben den 
Finanzierungsspielraum«, betonte Kon
zernChef Klaus Gehrig. Ein interessan
ter Hinweis – auch für die anstehende 
Tarifrunde, in der 2019 wieder kämp
ferische Aktivitäten sowohl bei Kaufland 
als auch bei real zu erwarten sind.

  A N D R E A S  H A M A N N

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

 ERSTER STREIK 2019: Am 4. Fe-
bruar hat ver.di die Beschäftigten am 
Amazon-Standort Bad Hersfeld zum 
ersten Streik im Jahr 2019 aufgerufen 
und machte damit deutlich, dass der 
Arbeitskampf für eine bessere Bezah-
lung nach dem Tarifvertrag des Einzel- 

und Versandhandels weiter geführt 
wird. Gemeinsam gestreikt hatten 
bereits Anfang Dezember in München 
rund 200 Beschäftigte von Amazon 
Graben und Hugendubel in Ingol stadt 
und München. Die Hugendubel-Be-
schäftigten bekommen seit fast zwei 
Jahren keine Gehaltserhöhun gen, 
weil der Arbeitgeber einen Tarif-
abschluss verhindert. Auch weitere 
Amazon-Standorte waren im Weih-
nachtsgeschäft bestreikt worden. 

 EURO-SONNTAG: In Brüssel hat 
sich am 18. Februar die Europäische 
Sonntags-Allianz ESA getroffen. Für 
die »Allianz für den freien Sonntag« 
nahm aus Deutschland Erwin Helmer 
von der Katholischen Betriebsseelsor-
ge teil. Ein Ergebnis des Treffens: Im 
Frühjahr 2020 wird es eine erste Euro-
päische Zeitkonferenz geben, in deren 
Mittelpunkt der Schutz des arbeits-
freien Sonntags stehen wird (siehe 
auch S.1 »Moment mal!« und S. 4). 

 ZALANDO: Der Online-Versender 
will seinen Standort Brieselang bei 
Berlin aufgeben. Eine 100-prozentige 
Tochter des Logistikers Fiege wird das 
Versandzentrum zum 1. April über-
nehmen. Damit sind zunächst für ein 
Jahr die rund 1.000 Arbeitsplätze 
durch den Betriebsübergang gesi-
chert. Unklar ist noch, wie es ab 2020 
weitergeht. ver.di fordert, dass die 
beteiligten Unternehmen über ihre 
Pläne informieren, da die Ansiedlung 
von Zalando mit öffentlichen Geldern 
gefördert wurde. 

Kaufhof. Wir erwarten von der Unter
nehmensleitung den Ausschluss be
triebsbedingter Kündigungen in den 
Filialen und einen Plan, wie das Unter
nehmen wieder in den profitablen Be
reich geführt werden kann.«

Auch ver.di fordert immer wieder ein 
tragfähiges Zukunftskonzept sowie 
Standort und Beschäftigungssicherung 
ein und ist überzeugt, dass ein »Wa
renhaus der Zukunft« erfolgreich nur 
mit Beteiligung der Beschäftigten ent
wickelt und umgesetzt werden kann. 
Die Tarifflucht müsse rückgängig ge
macht werden.

Sanierungsbeiträge 
höchstens als rückzahlbare 
Investition

»Wir brauchen im Warenhaus nicht 
weniger, sondern mehr Beschäftigte auf 
der Fläche«, betont Stefanie Nutzen
berger, die den ver.diBundesfachbe
reich Handel leitet. Mit Blick auf mög
liche Verhandlungen über einen Zu
kunftstarifvertrag äußerte sie eine 
klare Erwartung von ver.di an die neu
en Besitzer: »Wenn Geld der Beschäf
tigten für Sanierungsphasen gefordert 

wird, dann höchstens als Investition und 
nicht als dauerhafte Spende. Das heißt, 
die Rückzahlung des Geldes zu einem 
bestimmten Zeitpunkt muss mitgedacht 
werden.« 

Darüber hinaus verlangt ver.di zu
nächst einmal Auskunft über die genaue 
wirtschaftliche Lage, das schließt die 
Höhe der Mieten ein, mit denen die 
GaleriaKaufhofWarenhäuser belastet 
werden. Nach Medienberichten wurden 
zahlreiche Standorte noch vom Vorei
gentümer HBC in ein anderes Unter
nehmen herausgelöst, um Jahr für Jahr 
höhere Mieten eintreiben zu können, 
die auf einen zweistelligen Millionen
betrag beziffert werden. 

Bereits am 29. Januar fand ein Spitz
engespräch statt, zu dem René Benko 
als Chef der Mehrheitseignerin Sig
naHolding und Stephan Fanderl als CEO 
der WarenhausHolding eingeladen 
hatten. Dabei war die Arbeitgeberfor
derung nach einem Sanierungsbeitrag 
der KaufhofBeschäftigten in Höhe von 
70 Millionen Euro erstmalig auf den 
Tisch gelegt worden. Außer Stefanie 
Nutzenberger nahmen an dem Treffen 
ver.diVorsitzender Frank Bsirske und 
die beiden GBRVorsitzenden Peter Zy

sik (Kaufhof) und Jürgen Ettl (Karstadt) 
teil. Von der Arbeitnehmerseite wurde 
die blitzartige Flucht des Kaufhof in die 
OTMitgliedschaft scharf kritisiert. Als 
Voraussetzungen für eine gemeinsame 
Lösung nannte die Leiterin des ver.di 
Bundesfachbereichs Handel eine Stand
ort und Beschäftigungssicherung – auch 
für die Doppelstandorte – sowie ein 
Bekenntnis zur Tarifbindung. 

Ziel ist auch bei Sports und 
Feinkost die Tarifbindung

Ziel bleibe die Tarifbindung zum Flä
chentarifvertrag Einzelhandel, erklärten 
auch die ver.diTarifkommissionen bei 
Karstadt Warenhaus, Karstadt Sports, 
Karstadt Feinkost und Galeria Kaufhof 
Mitte Februar nach einer gemeinsamen 
Sitzung. Man sei bereit, »gemeinsame 
Aktionen zu planen und umzusetzen«, 
heißt es in einer Resolution. 

Auch zur Tarifentwicklung, bei der 
die Konzernleitung kurzfristig einen 
Sanierungstarifvertrag abschließen und 
ein »gleiches Vergütungsniveau bei 
Karstadt und Kaufhof« herbeiführen 
will, wird klar Position bezogen: Die 
Kolleginnen und Kollegen von Karstadt 

Warenhaus müssten spätestens im Jahr 
2021 wieder auf das Flächentarifver
tragsniveau angehoben werden, wie es 
in ihrem Zukunftstarifvertrag verbindlich 
festgelegt ist. Dazu sei bereits jetzt 
deutlich mehr als die vereinbarte Min
desterhöhung von 1,25 Prozent für 
dieses Jahr notwendig.

Für Karstadt Sports und Karstadt 
Feinkost fordern die Tarifkommissionen 
die sofortige Rückkehr in die regionalen 
Flächentarifverträge für den Einzelhan
del sowie entsprechende Angleichungen. 
Eine Standort und Beschäftigungssi
cherung müsse darüber hinaus auch die 
Verwaltungen, die IT, die OutletFlialen 

von Saks Off 5th, die Logistik und das 
Facility Management (FM) erfassen, die 
von Ausgliederungen bedroht sind.

Aktuell ist geplant, in der bisherigen 
KaufhofZentrale in Köln rund 1.000 
Vollzeitstellen abzubauen, während die 
bisherige KarstadtVerwaltung in Essen 
zur Schaltzentrale der WarenhausHol
ding mit zusätzlichen 390 Vollzeitjobs aus
gebaut wird. Diese Stellen sollen vorran
gig mit bisherigen Kölner Mitarbeiter*in
nen, die sich bewerben, besetzt werden.

Die Zentrale des Restaurantbetreibers 
Le Buffet (Karstadt) wird nach Angaben 
der zuständigen Tarifgewerkschaft NGG 
zum 30. September aufgelöst; Aufgaben 
sollen zur Hauptverwaltung der Kaufhof 
Tochter Dinea in Köln verlagert werden. 
Der GBR will die Verhandlungen über 
einen Sozialplan/Interessenausgleich 
einleiten. 

Etwa 350 Kolleginnen und Kollegen 
sind von der Schließung des Frechener 
Standorts der KaufhofLagerlogistik 
betroffen, die kurz vor Redaktionsschluss 
bekannt wurde. Das genaue Datum steht 
nch nicht fest, doch die Mietverträge 
laufen im Dezember 2020 aus. Spätes
tens dann sei Schluss, hieß es. 
 A N D R E A S  H A M A N N

FOTO: FOTOCOMMUNITY.DE

Protest vor der Metro-Hauptversammlung FOTO: VER.DI

Betriebsräte  
im Parlament

Zara geht auch anders

F O R T S E T Z U N G  V O N  S E I T E  1 :  T A R I F F L U C H T  R Ü C K G Ä N G I G  M A C H E N
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D ie Vorbereitungen zur diesjährigen 
Entgelttarifrunde im Groß und 

Außenhandel laufen in den Landesbe
zirken weiter auf Hochtouren. Bei der 
zweiten Tarifkoordinierungskonferenz, 
die Mitte Februar in Kassel stattfand, 
zeichnete sich bereits eine Tendenz ab, 
wonach die Laufzeit bei zwölf Mona
ten liegen und der Abschluss eine 
deutliche Reallohnsteigerung bringen 
soll.

Noch laufen einige 
Mitgliederbefragungen

Koordinierte Eckpunkte wurden aller
dings noch nicht beschlossen, ebenso 
wenig wie gemeinsame Aktionspla
nungen. Dazu Bundesfachgruppenlei
ter Manfred Wirsch: »Dies soll in der 
Konferenz am 4. April nach Beschluss
fassungen in den Landesbezirken pas
sieren.« Außerdem laufen dort zum 
Teil noch die Mitgliederbefragungen 
zur Tarifrunde, deren Ergebnisse eben
falls in die Eckpunkte einfließen sollen.

In den Landesbezirken, die bereits 
ihre Befragungen ausgewertet haben, 
zeigte sich in der Tendenz, dass eine 
Laufzeitbegrenzung auf zwölf Monate 
erwünscht ist. Bei den Entgelterhöhun
gen geht es um mehr als 6 Prozent 
oder auch Festbetragsforderungen 
(Bayern, Hessen, NRW) sowie die For
derung nach Allgemeinverbindlichkeit 
der Tarifverträge. Im Ergebnis schlug 
die Tarifkoordinierungskonferenz den 
Tarifkommissionen der Landesbezirke 
vor, sich unter anderem mit folgenden 
Themen zu befassen: Neben der zwölf

monatigen Laufzeit werde ein tabel
lenwirksamer Abschluss mit deutlicher 
Reallohnsteigerung angestrebt. Die 
Auszubildendenvergütungen müssten 
überproportional erhöht werden. Die 

untersten Entgeltgruppen sollten über
all das tarifliche Mindestentgelt errei
chen. Das Saarland dürfe nicht weiter 
von der tariflichen Entwicklung abge
koppelt werden, was durch solidarisches 

Handeln verhindert werden solle. Au
ßerdem müsse die Allgemeinverbind
lichkeit der Tarifverträge in der Tarif
runde thematisiert werden.

 GUDRUN GIESE

 

KURZ & KNAPP

 GEWINNSPANNEN: Die Metro 
AG hat ihren Umbau nach eigenen 
Angaben weitgehend abgeschlossen. 
Sobald die SB-Warenhauskette real 
verkauft sei, werde man sich komplett 
auf das Großhandelsgeschäft mit 
kleinen und mittelgroßen Unterneh-
men in der Gastronomie und im Ein-
zelhandel konzentrieren, sagte Vor-
standschef Olaf Koch am 15. Februar 
bei der Hauptversammlung in Düs-
seldorf: Der Konzern werde davon 
profitieren, dass die Gewinnspannen 
im Großhandel besser als im Einzel-
handel seien. 

 KONKURRENTEN: Transgourmet 
hat als Tochterunternehmen durch 
seine Auslandsaktivitäten für ein 
starkes Umsatzplus bei der Coop 
Schweiz gesorgt. Deren Erlöse stiegen 
2018 um fünf Prozent auf knapp 31 
Milliarden Franken. Der Gewinn be-
trug 470 Millionen Franken (minus drei 
Prozent). Im Deutschland-Geschäft 
(u.a. Transgourmet Cash & Carry und 
Selgros Cash & Carry) steht der Groß-
händler in harter Konkurrenz zu Me-
tro, Chefs Culinar und Edeka. 

 DIGITALES RISIKO: 54 Prozent 
der deutschen Großhändler sehen 
digitale Plattformen als größte Gefahr 
für das traditionelle Geschäftsmodell, 
so das Ergebnis einer Befragung von 
fast 900 Firmen. In einer Studie von 
Roland Berger und dem Arbeitgeber-
verband BGA wird empfohlen, die 
Unternehmen sollten die Kundenbin-
dung noch stärker in den Fokus ihres 
Handelns stellen, sich neuen Techno-
logien wie RFID öffnen und verschie-
dene Vertriebskanäle integrieren.

F O R D E R U N G E N  F Ü R  D I E  T A R I F R U N D E  2 0 1 9
GROSSHANDEL

Für ein kräftiges Plus 
beim Entgelt

Aus Handelshof 
wird Edeka
Edeka Foodservice (ehemals: MIOS) 
übernimmt rückwirkend zum 1. Janu-
ar alle Handelshof-Märkte und die 
Handelshof Management GmbH von 
den bisherigen Gesellschaftern. Der 
Kaufvertrag wurde Mitte Februar ge-
schlossen und bedarf noch der kar-
tellrechtlichen Genehmigung.
Die Handelshof-Gruppe bleibt als ei-
genständiges Unternehmen bestehen, 
so dass die Arbeitsplätze der Beschäf-
tigten gesichert sein sollen. Laut 
Edeka-Vorstandschef Mosa ergänzen 
sich Handelshof und Edeka Foodser-
vice im Sortiment wie in der regio-
nalen Marktpräsenz. Gemeinsam 
sollen neue Wachstumspotentiale 
erschlossen werden.
Die Handelshof-Gruppe mit Hauptsitz 
in Köln betreibt 16 Cash&Carry-Märkte 
in Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg- 
Vorpommern und im Großraum Ham-
burg. Das Angebot richtet sich an 
Gastronomie, Hotellerie, Gemein-
schaftsverpflegung und selbststän-
dige Unternehmer. Das Unternehmen 
beschäftigt rund 2.500 Mitarbei-
ter*innen. Zu Edeka Foodservice zäh-
len bislang über 70 Abholmärkte mit 
rund 4.500 Beschäftigten. PM

Überflüssige 
Samstagsarbeit
Ohne jeden erkennbaren Anlass will 
bofrost, Lieferant von gefrorenen 
Fertigmahlzeiten, Eis, Torten und 
vielem mehr, die »Servicezeiten« ver-
ändern und auf diesem Wege Sams-
tagsarbeit einführen.
Als »völlig verfehlt« bezeichnet Sylke 
Hustan vom ver.di-Landesfachbereich 
Handel in Sachsen/Sachsen-Anhalt/
Thüringen diesen Vorstoß. Bei der 
Verteilung der Arbeitszeit auf die 
einzelnen Wochentage habe der Be-
triebsrat nach Betriebsverfassungsge-
setz (§87) ein »zwingendes Mitbestim-
mungsrecht«. Da die Arbeitnehmer-
vertretung bei bofrost den gewünsch-

ten Veränderungen der Arbeitszeit 
nicht zugestimmt habe, sei regelmäßi-
ge Arbeit am Samstag entsprechend 
ausgeschlossen. »Auch ein so genann-
ter freiwilliger Einsatz an Samstagen 
ist nicht möglich«, so Sylke Hustan.
Der Arbeitgeber versuche nun, in Ein-
zelgesprächen mit den Beschäftigten 
die neuen »Servicezeiten« durchzu-
setzen. »Wenn ihr zu einem solchen 
Gespräch eingeladen werdet, habt ihr 
das Recht, ein Betriebsratsmitglied 
eures Vertrauens mitzunehmen«, be-
tont die für den Groß- und Außen-
handel zuständige ver.di-Sekretärin. 
Von diesem Recht solle jede/r Ge-
brauch machen. Sylke Hustan: »Es 
besteht auch weiterhin überhaupt 
keine Notwendigkeit, Änderungen 
zum Arbeitsvertrag zu unterschrei-
ben.« GG

Ü B E R N A H M E

B O F R O S T

FOTO: ARCHIV

FOTO: BOFROST

Ende November 2018 gab der fran
zösische Baustoffkonzern Saint

Gobain den geplanten Verkauf der 
Tochtergesellschaft SaintGobain Buil
ding Distribution Deutschland GmbH 
(SGBDD), die das Unternehmen Raab 
Karcher betreibt, bekannt. Derzeit wird 
ein Businessplan für den Verkauf vor
bereitet sowie nach potentiellen Inve

storen gesucht. Für den Fall, dass SGBDD 
als Ganzes verkauft werden sollte, wür
den sämtliche Strukturen übernommen. 
»Arbeitsverträge, Betriebsorganisation 
und Aufsichtsrat hätten unverändert 
weiter Bestand«, erklärte Rolf Mootz, 
zuständiger Unternehmensbetreuer aus 
der ver.diBundesfachgruppe Groß und 
Außenhandel. Sollte es während der 

Verhandlungen allerdings zu einer Zer
schlagung des Unternehmens kommen, 
hätten Aufsichtsrat sowie Gesamtbe
triebsrat Mitbestimmungsrechte in Be
zug auf eine soziale Umsetzung des 
Verkaufes.

Kommission soll den
Verkaufsprozess begleiten

»Grundsätzlich bedauern wir die Ab
sicht der Konzernmutter, SGBDD zu 
verkaufen«, so Rolf Mootz. »Unser Ziel 
ist es, die bereits errungenen betrieb
lichen, sozialen und tariflichen Stan
dards beizubehalten bzw. abzusichern.« 
ver.di fordert, die deutsche Tochterge
sellschaft im Ganzen zu verkaufen. Für 
acht Jahre soll die Sicherung der Stand
orte festgeschrieben werden. Ebenfalls 
acht Jahre lang müssten betriebsbe
dingte Kündigungen ausgeschlossen 
sein. Weitere Forderungen: Alle zuge
sagten Investitionen werden unverän
dert getätigt, die sozialen und tarif
lichen Standards bleiben erhalten, 
ebenso die Mitbestimmungsstrukturen. 
Dem Wirtschaftsausschuss sowie dem 
Aufsichtsrat wird der Businessplan vor
gelegt. Schließlich sollte eine Kommis
sion gebildet werden, die den gesam
ten Verkaufs und Übergangsprozess 
begleitet. G G

Anfang Dezember einigten sich die 
ver.diTarifkommission und die 

Arbeitgeberseite in Düsseldorf auf ei
nen neuen Entgelttarifvertrag bei Mo
bene, Großhändler für Kraftstoffe, 
Heizöl und Schmierstoffe mit Hauptsitz 
in Hamburg. Der wiederum für zwölf 
Monate laufende Tarifvertrag gilt rück
wirkend zum 1. August 2018.

123 Euro mehr im Monat

Danach erhalten alle Beschäftigten 
seitdem monatlich 123 Euro mehr Ent
gelt, die Auszubildendenvergütung 

stieg um 60 Euro. Außerdem werden 
die Ausbildungszeiten im Vergütungs
plan angerechnet. »Das ist ein sehr 
guter Abschluss, mit dem wir ins Ta
rifjahr 2019 gestartet sind«, sagt Man
fred Wirsch, Leiter der Bundesfach
gruppe Groß und Außenhandel. »Es 
ist sehr erfreulich, dass dank des aus
gehandelten Festbetrages die Beschäf
tigten der unteren Entgeltgruppen bei 
Mobene überdurchschnittlich vom 
Abschluss profitieren.« Im Sommer 
beginnt dann bereits die nächste Ver
handlungsrunde mit dem Kraftstoff 
und Schmierstoffhändler. GG

Raab-Karcher-Niederlassung Reutlingen FOTO: WWW.RAABKARCHER.DE

S A I N T- G O B A I N  V E R K A U F T  D E U T S C H E  T O C H T E R

Im Pharmagroßhandel und in den anderen Teilbranchen wird für die Tarifauseinandersetzung mobilisiert.

K R Ä F T I G E S  E N T G E LT P L U S  B E I  M O B E N E

Die Standards sichern

Gelungener Tarifauftakt!

Heizöllieferung 
 FOTO: WIEMER, RADIO 91.2
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Fairness« und »Nachhaltigkeit« sind 
Begriffe, mit denen sich der schwe

dische Einrichtungskonzern Ikea gerne 
selbst beschreibt. Doch für den Umgang 
mit den eigenen Beschäftigten gilt das 
offenbar nur bedingt. Diese sollen dem 
neuen Unternehmenskonzept zufolge 
zwar »Kundenbotschafter« sein, wer
den in die aktuellen Umstrukturierungs
pläne aber nur scheibchenweise einge
weiht. So wurden die Betriebsräte bei 
einer Sitzung Ende vergangenen Jahres 
eingehender über die »Business Trans
formation« unterrichtet, zugleich gin
gen die Informationen jedoch an die 
Medien. »Wir versuchen schon seit 
längerer Zeit, auch gerichtlich, an In
formationen zu kommen, doch selbst 
heute, nachdem das Unternehmen an 
die Öffentlichkeit gegangen ist, wissen 
wir nichts Klares«, klagt der Gesamt
betriebsrat in einer Stellungnahme. Die 
hierzulande rund 18.000 Beschäftigten 
hätten »Angst um ihre Arbeitsplätze, 
die wir ihnen nicht nehmen können, 
weil keiner uns Antworten geben will«.

»Business Transformation«
mit vielen Unbekannten

Die spärlichen, bislang bekannten In
formationen lassen erahnen, dass die 
Ängste nicht unberechtigt sind. So soll 
mehr als jede dritte Stelle in der Perso
nalverwaltung – die neuerdings »Peo
ple & Culture« heißt und in sieben 
Regionen zentralisiert wird – gestrichen 
werden. Mittelfristig dürften auch 
andere Beschäftigten
gruppen von dem 
Umbau betroffen 
sein. Zwar will der 
s c h w e d i s c h e 
Konze r n ,  de r 
weltweit etwa 
160.000 Men
schen beschäf
tigt, weiter expan
dieren – allerdings 

vor allem in Asien. In Europa sollen nach 
ver.diInformationen hingegen minde
stens 3.500 Jobs vernichtet werden.

Auch die Art der Arbeitsverhältnisse 
könnte sich verändern. So sollen die 
deutschlandweit 53 Einrichtungshäuser 
in Richtung Logistikzentren umgebaut 

werden – mit geringerer 
Verkaufsfläche und 

deutlich größerem 
»Store Fulfill
ment«. Dort kön

nen mehr Produkte 
gelagert werden, um 

die Kundinnen 
und Kunden 

in der Regi
on zeitnah 
beliefern zu 

können, auch bei OnlineBestellungen. 
Das dürfte zum Abbau qualifizierter 
Arbeitsplätze im Verkauf führen, die 
teilweise durch neue, schlechter ein
gruppierte Jobs in der Logistik ersetzt 
werden.

Betriebsräte müssen endlich
umfassend informiert werden

»Es ist ein Unding, dass die Betriebsräte 
über diese sehr weitgehenden Umstruk
turierungen nicht ehrlich unterrichtet 
werden«, kritisiert Bettina Jürgensen 
von ver.di. »Laut Gesetz soll die Inte
ressenvertretung frühzeitig informiert 
und in die Veränderungsprozesse ein
bezogen werden, davon ist bei Ikea 
nichts zu sehen.« Das Unternehmen 

müsse endlich Transparenz schaffen und 
seine Planungen im Detail offenlegen. 
Angesichts der guten wirtschaftlichen 
Lage – seit vielen Jahren steigert Ikea 
seinen DeutschlandUmsatz kontinu
ierlich, zuletzt auf über fünf Milliarden 
Euro – gebe es für Kürzungen beim 
Personal keinen Grund, betont Jürgen
sen. Falls dennoch Arbeitsplätze im 
Zuge des Umbaus wegfallen, müssten 
den Betroffenen Qualifizierungsmaß
nahmen und alternative Arbeitsmög
lichkeiten angeboten werden. Betriebs
bedingte Kündigungen müssten aus
geschlossen werden. Die Gewerkschaf
terin ist überzeugt: »Die Business 
Transformation kann nur mit den Be
schäftigten gelingen – nicht gegen sie.«

D A N I E L  B E H R U Z I

Erneut gibt es eine Gerichtsentschei
dung, die den Sonn und Feiertags

schutz stärkt. Geklagt hatten ver.di und 
die Katholische Arbeitnehmerbewe
gung (KAB) in Bayern. Der dortige Ver
waltungsgerichtshof bestätigte im Fe
bruar in seiner schriftlichen Urteilsbe
gründung ausdrücklich, dass sie zur 
Klage berechtigt waren. Das Argument: 
Sie könnten durch Sonntagsöffnungen 
in der Wahrnehmung der vom Grund
gesetz garantierten Vereinigungs und 
Koalitionsfreiheit beeinträchtigt wer
den. Zum Beispiel, weil ihre Mitglieder 
im Laden stehen müssen und sich des
halb nicht an Versammlungen oder 

anderen »gemeinsamen Tätigkeiten 
über Gemeindegrenzen hinweg« be
teiligen können. Dieses Klagerecht 
wurde erstmalig auch bei einer so ge
nannten Feststellungsklage einge
räumt, bisher war es ausschließlich in 
Normenkontrollverfahren zur Geltung 
gekommen.

Neuland beim Schutz des
arbeitsfreien Sonntags

Bei dem Konflikt ging es um eine Ver
ordnung über verkaufsoffene Sonntage 
in Hallstadt (Oberfranken), die bereits 
1996 erlassen worden war. Sie wurde 

jetzt vom Gericht für rechtswidrig er
klärt und aufgehoben, u.a. weil sich 
die Rechtsprechung durch Bundesver
fassungsgericht und Bundesverwal
tungsgericht seither wesentlich geän
dert hat. »Wir haben wieder erfolgreich 
juristisches Neuland beim Schutz des 
arbeitsfreien Sonntags betreten«, so 
Hubert Thiermeyer, Landesfachbe
reichsleiter Handel in Bayern. 

Gericht kassiert 23 Jahre
alte Pauschalgenehmigung

Erlaubt wurde mit der jetzt kassierten 
Verordnung die sonntägliche Ladenöff
nung im gesamten Stadtgebiet. Als 
Begründung für die pauschal genehmig
ten Sonntagsverkäufe auch in relativ 
weit entfernten, großen Gewerbege
bieten konnte bisher Jahr für Jahr der 
»Herbstmarkt« herhalten, eine sehr 
überschaubare Veranstaltung mit bis 
zu 30 Ständen am Marktplatz. Das Ge
richt sah darin jedoch keine prägende 
Wirkung für das gesamte Stadtgebiet, 
durch die der eigentliche Besucherstrom 
ausgelöst werde. Es fehle der räumliche 
Bezug zur Ladenöffnung, die auch nicht 
auf den Charakter eines Anhängsels 
(Annex) beschränkt bleibe. Tatsächlich 
standen der Marktfläche von 2.000 
Qudratmetern etwa 58.000 Quadrat
meter Verkaufsfläche gegenüber. (siehe 
»Moment mal!« auf Seite 1).

Obwohl sich die Rechtsprechung po
sitiv entwickelt hat, wird der im Grund
gesetz verankerte Sonntagsschutz aus 
kommerziellen Gründen zunehmend 
ausgehebelt. Die »Allianz für den freien 
Sonntag« hat deshalb am 3. März, dem 
internationalen Tag des freien Sonntags, 
dringend appelliert: »Politik und Wirtschaft 
müssen dem Sonntagsschutz als Ver
fassungsrang stärker Geltung verschaf
fen!«  A N D R E A S  H A M A N N

Zur fünften Frauenkonferenz im Han
del trafen sich am 6. und 7. Februar 

in der ver.diBundesverwaltung in Ber
lin insgesamt 54 Delegierte. Zunächst 
wurde der neue Fachbereichsfrauen
vorstand Handel gewählt, Vorsitzende 
ist jetzt Maurike Maaßen, Kassiererin 
und Betriebsrätin bei Netto in Essen.

Ein Konferenzschwerpunkt war das 
Thema Rente. Außer zwei Workshops 
gab es dazu einen grundsätzlichen Bei
trag zum Thema von Dr. Judith Kersch
baumer, Leiterin des Bereichs Sozialpo
litik bei ver.di. Deutlich wurde, dass sich 
in der Rentenpolitik dringend etwas 
ändern muss. Existenzsichernde Einkom
men und eine andere, bessere Bewer
tung z.B. von Kindererziehungszeiten 
bei der Berechnung der Rente sind 
notwendig, um der wachsenden weib
lichen Altersarmut entgegenzuwirken. 

»Kassiererinnen, Verkäuferinnen und 
alle anderen Kolleginnen im Handel 
müssen heute und im Alter abgesichert 
leben können, sie brauchen existenzsi
chernde Einkommen und sie brauchen 
den Schutz durch Tarifverträge«, sagte 
ver.diBundesvorstandsmitglied Stefanie 

Nutzenberger. »Dafür kämpfen wir ver
stärkt auch in den Tarifrunden 2019 und 
fordern zugleich die Allgemeinverbind
lichkeit der Tarifverträge, die im übrigen 
durch Gesetzesänderungen leichter 
realisierbar werden müssen.«

Auch die Forderung nach »Equal Pay« 
spielte eine große Rolle bei der Konfe
renz, gleiches Geld für gleiche und 
gleichwertige Arbeit müssen auch im 
Handel selbstverständlich werden.

Martin Kögler von der Berufsgenos
senschaft Handel und Warenlogistik 
(BGHW) referierte über psychische Be
lastungen nach Arbeitsunfällen und 
Gegenmaßnahmen der Berufsgenos
senschaft. Das gemeinsames Ziel: Eine 
wirksame Gewaltprävention im Handel, 
so dass es für weibliche Beschäftigte 
erst gar nicht zu gefährlichen Situatio
nen bis hin zu Überfällen kommt. 

Und auch darin war sich die Konferenz 
einig: Gute und gesunde Arbeit erfordert 
Engagement und Einsatz. Dafür muss 
auch gekämpft werden. RED

Kontakt zu den Frauen im Handel: 
frauen.fb12@verdi.de

Personalräte für den arbeitsfreien Sonntag – Aktion in Kempten
 FOTO: SONNTAGSALLIANZ.BLOGSPOT.COM

Der neue Frauenvorstand  FOTO: POLENTZ/TRANSITFOTO.DE

IKEA BAUT UM –  
UND AB

Neuer Leiter
Seit Mitte Februar ist Orhan Akman 
neuer ver.di-Bundesfachgruppenlei-
ter Einzelhandel. Er wurde vom Bun-
desvorstand für vier Jahre bestellt. 
Vorgeschlagen hatte ihn der ehren-
amtliche Fachgruppenvorstand. Der 
43-jährige wurde im kurdischen Teil 
der Türkei geboren und lebt seit 1987 
in Deutschland, wo er zu Beginn seines 
Berufslebens als Sachbearbeiter in 
einem Fleischwerk von Tönnies in NRW 
gearbeitet hat. Als Gewerkschaftsse-
kretär für den Handel im Bezirk Mün-
chen- Rosenheim hat Orhan Akman ab 
2002 fast 12 Jahre lang Betriebsräte 
betreut und auch die Gründung vieler 
neuer Interessenvertretungen – gera-
de auch in tariflosen Betrieben – auf 
den Weg gebracht. Bei Zara, wo 2014 
der Abschluss eines Anerkennungstarif-
vertrages gelang, war er bundesweit 
zuständiger Verhandlungsführer für 
ver.di. Erfahrungen mit grenzübergrei-
fend handelnden Konzernen hat der 
neue Bundesfachgruppenleiter knapp 
zwei Jahre lang als Berater und Auf-
bauhelfer des gewerkschaftlichen 
Dachverbandes UNI Americas in Peru, 
Chile und Kolumbien gesammelt. In der 
ver.di-Bundesverwaltung war er danach 
für ein Jahr als Tarifkoordinator für den 
Einzel- und Versandhandel tätig.

F G  E I N Z E L H A N D E L

Orhan Akman 
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Schon wieder  
ein positives 

Sonntagsurteil

Starke Frauen braucht 
der Handel…
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